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Die Kontrolle der Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Verwaltung ist in Zeiten leerer Kassen wichtiger denn je.

Die mit „Neuen Steuerungsmodellen", „Budgetierung" etc. verbun​denen Umsetzungsprobleme, juristischen sowie betriebswirtschaftli​chen Fragen behandelt Bösl nach einer Klärung der Grundlagen.

Er zeigt, dass gerade hier neben den Grundsätzen (mehr Eigenver​antwortung, Normal- statt Übersteuerung, Grob- start Feinsteuerung, Output- start Inputsteuerung, Steuerung nicht über Mitteleinsatz, sondern über Ergebnisvorgabe) eine Kosten- und Leistungsrechnung mit kaufmännischer Buchführung und Bilanzierung zweckmäßig ist.

Entschieden tritt Bösl den Überlegungen entgegen, dass überört-liche Prüfung gegen das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden ver​stoßen könnte bzw. dass Rechtsaufsicht keine Zweckmäßigkeitsprü fung in finanzieller Hinsicht vornehmen diirfe. Bei den in Art. 61 Abs. 2 Satz 1 GO genannten Geboten Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit handelt es sich allerdings nicht um Ermessensfragen. Vielmehr liegt ein unbestimmter Rechtsbegriff vor, ein Beurteilungsspielraum. Somit ist eine externe Kontrolle nur eingeschränkt möglich.

Bösl behandelt aber auch die rechtlichen Möglichkeiten der Kommunen, gegen Anordnungen der Rechtsaufsichtsbehörde, Beanstandung und das Verlangen nach Art. 112 Satz 1 GO sowie gegen Ersatzvornahme gemäß Art. 113 Satz 1 GO rechtlich vorzugehen.

Als typisch für viele Kommunen bezeichnet Bösl die Verantwortungsvermischung zwischen Politik und Verwaltung. Es sieht nicht nur eine Politisierung des Verwaltungsapparats, sondern umgekehrt auch eine „bürokratische Instrumentalisierung der Politik". Deshalb fordert er eine klare Verantwortungsaufteilung zwischen Politik und Verwaltung. Der Gemeinderat muss Ziele setzen, d.h. Leistungsaufträge erteilen, die Umsetzung aber der Verwaltung überlassen.

Für die wirksame Kontrolle der Wirtschaftlichkeit fordert Bösl eine Kosten- und Leistungsrechnung mit kalkulatorischen Abschreibungen, Zinsen, Wagnissen, Mieten und Rückstellungen, wie auch eine Kostenstellenrechnung mit Schlüsselung von Gemeinkosten, Umlageverfahren und internen Leistungsver-rechnungen.

Als besonders wichtig bezeichnet Bösl die Bilanzierung mit der dadurch möglichen Zusammenschau. In diesen kaufmännischen Jahresgesamtabschluss haben die Eigengesellschaften, die Eigenbetriebe, die wie Eigenbetriebe geführten Unternehmen (Stadtentwässerungswerke, optimierte Regiebetriebe u.Ä.), d.h. alle selbstständigen Organisations​einheiten mit bereits bisher eigener, gesonderter kaufmännischer Rech​nungslegung einzugehen. Ihre laufenden Einnahmen und Ausgaben, ihr Vermögen und ihre Schulden werden allerdings nicht im Rechnungswesen der Kernverwaltung ausgewiesen.

Ferner muss ein allumfassendes Inventar mit (zeitgerechter) Einzelerfassung und Einzelbewertung aller Vermögensgegenstände und Schulden aufgestellt und zu einer Eröffnungsbilanz zusammengefasst werden (mit immateriellen Wirtschaftsgütern, Sach- und Finanzanlagen, mit Umlaufvermögen einschließlich Vorräten sowie Abgrenzungsposten auf der Aktivseite abzüglich Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Abgrenzungsposten auf der Passivseite), so dass sich als Differenzbetrag schließlich das Eigenkapital ergibt, das Bösl in einen „starren Anteil" als festgesetztes Kapital und in einen ,beweglichen Anteil" als Kapitalrücklagen aufteilt.

Ein besonderes Augenmerk widmet das Buch den Ruckstellungen - nicht nur den bekannten Pensionsrückstellungen, Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften, für Jahresabschluss- und Prüfungskosten oder für Prozesskosten, sondern mit wachsender Bedeutung Rückstellungen für wegen knapper Haushaltsmittel unterlassene Instandhaltung und Rückstellungen für Rekultivierungs- und ähnliche Verpflichtungen.

Bösl stellt die Frage, warum die Innenminister des Bundes und der Länder und die kommunalen Spitzenverbände nicht einen Arbeitskreis bilden, um ein gemeinsames Konzept für eine generelle Reform der gesamten öffentlichen Verwaltung zu entwickeln. Die öffentliche Verwaltung ist so umfangreich, hat so unterschiedliche Ebenen, Aufgaben und Strukturen, dass sie kaum mit einem einheitlichen neuen Schema in einem Zug von oben her reformiert werden kann. Dazu muss ein praktischer Testlauf durchgeführt werden. Dies wird aber ohne Befreiung von behindernden Vorschriften nur schwer möglich sein.

Zweckmäßigerweise sollen Gemeinderat und Verwaltung die Leitlinien sowie Rahmenbedingungen erarbeiten und Mitarbeiter wie Bürger informieren, damit eine breite Zustimmung aller Betroffenen gegeben ist.

Das Buch enthält auch Empfehlungen für die Auswahl externer Berater.

Weil viele Gemeinden versuchen, eine Kostenrechnung von den kameralistischen Zahlen abzuleiten, empfiehlt Bösl, auf Aufwandskonten einer kaufmännischen Buchführung zurückzugreifen. Er fordert dazu einen allgemein verbindlichen Kontenrahmen für die kaufmännische Buchführung einschließlich Kostenstellenkonten, so wie es bereits spezielle Kontenrahmen für die Industrie, Versorgungs- und Verkehrsbetriebe, Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen etc. gibt - mit Vereinfachungsregelungen für kleine und mittelgroße Verwaltungen. Bösl fordert sogar kommunale Buchführungsvorschriften, die im Zu-sammenhang mit den Kostenstellenkonten Bestimmungen zur Kosten und Leistungsrechnung enthalten, wie z.B. Buchfiihrungsverordnungen für die Krankenhäuser oder Pflegeeinrichtungen (die ihrerseits auch auf dem 3. Buch, 1. und 2. Abschnitt HGB beruhen), verbunden mit ausreichenden amtlichen Erläuterungen. Ferner hält Bösl eine gesonderte Regelung für Kosten- und Leistungsrechnungen bei Kommunen für denkbar.

Aus diesen Grundlagen soll dann ein interkommunaler Wirtschaftlichkeitsvergleich durchgeführt werden. Dabei werden Differenzierungen nach Größenklassen und anderen sinnvollen Kategorien erforderlich. Den Gemeinden sollten sämtliche Vergleichszahlen aller anderen, nur mit einer Kenn-Nummer aufgeführten Kommunen in einer Liste zur Verfügung gestellt werden.

Dass der Autor seine ,Pappenheimer" kennt, zeigt die Warnung, erreichte Kostenreduzierungen dürften nicht zu einer Verringerung der staatlichen Mittel führen.

Das Buch bringt dem Praktiker, aber auch dem Wissenschaftler, eine Fülle fundierter Anregungen.
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